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Zuckerrüben nach einem von der Reichszuckerſtelle aufzuſtellen⸗ 


für den 


: nn 6 
. 8 vierteljährlich 75 Pf. 
einſchl. Poſtgebühr oder Abtrag · 
II = un l ke 6 rn Ausgabe: Mittwoch und Sonn⸗ 
; * abend abends. 


„ 


22 —p 
Anfeigenannahme in der Geſchäfts⸗ 


ſtelle Thorn, Katharinenſtr. 4. 
Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalt⸗ 
zeile oder deren Raum. 
Bere * = 55 
Nr. 12. Sonnabend den 9. Februar 1918. 
Amtliche Bekanntmachungen. 
Verordnung ü Die Genehmigung zum Brennen von Zuckerrüben darf von 


über den Anbau von Zuckerrüben und das Brennen von Rüben dem Hauptamt nur im Einvernehmen mit der Reichszuckerſtelle 


im Betriebsjahr 1918/19. erteilt werden. Sie iſt in der Regel zu erteilen für Zucker⸗ 


rüben, die durch Mehranbau gegenüber dem Jahre 1917 ge⸗ 
wonnen werden, ſowie für Zuckerrüben, von denen anzunehmen 
iſt, daß ihre Verwertung in Zuckerfabriken oder Rübenſaft⸗ 
fabriken wirtſchaftlich nicht möglich iſt. 


Vom 2. Februar 1918. 
Der Bundesrat hat auf Grund des $ 3 des Geſetzes über 
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) 


folgende Verordnung erlaſſen: . 84. 3 
9 8 55 Rübenpverarbeitende Zuckerfabriken dürfen von den zucker⸗ 


haltigen Futtermitteln, die ſie im Betriebsjahr 1918/19 her⸗ 
ſtellen, an die rübenliefernden Landwirte zurückliefern: 

1. 85 vom Hundert des Geſamtgewichts der anfallenden 
naſſen Schnitzel in Form von naſſen Schnitzeln oder die 
entſprechende Menge in Form von Trockenſchnitzeln oder 
Melaſſeſchnitzeln oder 50 vom Hundert des Geſamt⸗ 


| 
| 
1; - 

Rübenverarbeitende Zucker- und Rübenſaftfabriken ſind be⸗ 
rechtigt, von Rübenbauern, die ihnen Zuckerrüben aus der 
Ernte des Jahres 1916 zu liefern verpflichtet waren, für das 
Erntejahr 1918 Lieferung von Zuckerrüben von einer gleich 
großen Anbaufläche wie 1916 zu verlangen. Dabei gelten, ſo⸗ 
weit nicht eine andere Vereinbarung getroffen wird, die für gewichts der anfallenden Zuckerſchnitzel (Steffenſche 
das Erntejahr 1916 vereinbarten Bedingungen mit der Maß⸗ Brühſchnitzel); 
gabe, daß der Preis für die Zuckerrüben nicht niedriger ſein 2. Rohzuckermelaſſe im Geſamtgewichte von zwei Fünftel 
darf, als der für das Betriebsjahr 1918/19 feſtzuſetzende Min⸗ vom Hundert der gelieferten Rüben. Die Melaſſe kann 
deſtpreis. Soweit die Fabriken auf Grund des Vertrags als Melaſſe oder angetrocknet an Schnitzel geliefert 
Schnitzel gegen Entgelt zu liefern haben, tritt an die Stelle des werden; im letzteren Falle dürfen entſprechend mehr 
für die Schnitzel vereinbarten Preiſes der von der Bezugs⸗ Melaſſeſchnitzel, als nach Nr. 1 zuläſſig, zurückgeliefert 
vereinigung der Deutſchen Landwirte für Schnitzel gleicher Art werden. 
zu zahlende Übernahmepreis. 8 5. 

Das Verlangen (Abſ. 1) kann nur bis zum 28. Februar Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung 
1918 einſchließlich geſtellt werden. in Kraft. 

: Berlin, den 2. Februar 1918. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: von Waldow. 


82. 

Ergeben ſich bei der Frage, ob der $ 1 Anwendung findet, 
ſowie bei Anwendung der Vorſchriften im § 1 Streitigkeiten, 
ſo kann jede Partei eine Entſcheidung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde, in deren Bezirk die Fabrik liegt, darüber beantragen, 
ob und zu welchen Bedingungen zu liefern iſt. Die höhere 
Verwaltungsbehörde entſcheidet nach billigem Ermeſſen. Sie 
kann Ausnahmen von der im $ 1 feſtgeſetzten Verpflichtung zu⸗ 
laſſen, wenn ſie im Intereſſe der Volksernährung oder mit 
Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe im Betriebe des 
Rübenbauers geboten erſcheinen. Die Entſcheidung iſt end⸗ 
gültig und für die Gerichte bindend. i 

Die Landeszentralbehörden beſtimmen, wer als höhere 
Verwaltungsbehörde anzuſehen iſt. 


Thorn, den 8. Februar 1918. 
Der Landrat. 


verordnung, betreffend Arbeiterauwerbung. 

Im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit wird für den Befehls⸗ 
bereich des ſtellvertretenden Generalkommandos 17. A.⸗K. einſchließ⸗ 
lich der Befehlsbereiche der Feſtungen Thorn, Graudenz, Danzig, 
Culm und Marienburg auf Grund des § 9b des Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 in Verbindung mit dem 
Geſetz vom 11. Dezember 1915 wie folgt verfügt: 

Wer es unternimmt, ſelbſt oder durch Dritte männliche oder 
weibliche Arbeitskräfte, die bei Unternehmungen der Heeresverwaltug 
und in Berufen oder Betrieben, die unmittelbar oder mittelbar für 
die Zwecke der Kriegsführung oder der Volksverſorgung Bedeutung 
haben (Handel, Induſtrie, Landwirtſchaft) beſchäftigt ſind, zum Auf⸗ 
geben oder Wechſeln ihrer Arbeitsſtellen zu veranlaſſen, wird beſtraft 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr, beim Vorhandenſein mildern⸗ 
der Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark. 

In gleicher Weiſe macht ſich ſtrafbar, wer zu demſelben Zwecke 
die Preſſe und deren Erzeugniſſe benutzt. 

Ausnahmen bedürfen der ſchriftlichen Genehmigung des ſtell⸗ 


7 


Ss, 

Das zuſtändige Hauptamt kann landwirtſchaftlichen 
Brennereien und ſolchen gewerblichen Brennereien, die im 
letzten Jahre ihres Betriebs vor dem 1. Oktober 1914 mehlige 
Stoffe verarbeitet haben, für das Brennerei-Betriebsjahr 
1918/19 die Verarbeitung von Rüben aller Art geſtatten. 

Die Genehmigung iſt bei dem zuſtändigen Hauptamt, bei 


den Muſter, nachzuſuchen. Die Genehmigung wird mit der 
Maßgabe erteilt, daß durch die Verarbeitung die Brennerei— 
klaſſe nicht geändert und die Abgabebelaſtung nicht erhöht wird, 
ſowie, daß der Brennerei andere Nachteile hinſichtlich der | vertretenden Generalkommandos 17. A.⸗K. 

Steuerbehandlung für das Betriebsjahr 1918/19 und für ſpäter Die Verordnung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in 
nicht entſtehen. . Ra 


Am gleichen Tage treten die Verordnungen vom 5. 
1916 und 10. April 1917 über Arbeiteranwerbung und 
auf dem Stellungsvermitelungsmarkte außer Kraft 

Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg, 

den 8. Dezember 1917. 
Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 

Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 

Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Eulm, Marienburg. 


Anzeigen 


Ich erſuche die Ortsbehörden, die obigen Ausführungen in ge⸗ 
eigneter Weiſe zur Kenntnisnahme der Bevölkernng zu bringen. Ueber⸗ 
tretungen erſuche ich mir unnachſichtlich anzuzeigen. Ich bemerke noch, 
daß es einer Genehmigung des Herrn Regierungspräſidenten zur 
Anwerbung von Arbeitern für Arbeitsſtellen außerhalb Weſtpreußens 
nicht mehr bedarf. 

Thorn den 6. Februar 1918. 


Der Landrat. 


Für Angehörige unferer deutſchen Uriegsgefan⸗ 
genen in Feindesland! 

Wir weiſen darauf hin, daß die dem Herrn Oberpräſidenten 
unterſtehende „Hilfe für kriegsgefangene Deutſche für die Provinz 
Weſtpreußen“ in danzig Hundegaſſe 90 eine umfangreiche Tätig⸗ 
keit zum Nutzen der deutſchen Kriegs- und Zivilgefangenen in Fein⸗ 
desland ausübt. Sie forſcht nach Vermißten, iſt behilflich bei dem 
Aufgebotsverfahren zum Zwecke von Todeserklärungen, vermittelt 
die Poſt der Heimat mit den Gefangenen im Auslande, verkauft 
von ihr herausgegebene Rote-Kreuz⸗Karten für den Poſtverkehr nach 
allen feindlichen Ländern, gibt Rat und Auskunft über den Geld⸗ 
überweiſungsverkehr, vermittelt dieſen auch ſelbſt gegen mäßige Ge⸗ 
bühren, ſorgt dafür, daß richtige Anträge auf Austauſch der bei unſeren 
Feinden völkerrechtswidrig zurückgehaltenen Militärperſonen und auf 
Austauſch ſchwerverwundeter Kriegsgefangenen zum Zwecke der In⸗ 
ternierung im neutralen Auslande an die zuſtändigen Stellen ein⸗ 
gereicht werden, erteilt Rechtsauskunft in allen die Gefangenen und 
ihre Angehörigen betreffenden Rechtsangelegenheiten und unterſtützt 
fortlaufend bedürftige aus Weſtpreußen ſtammende Kriegsgefangene. 
Durch die „Hilfe“ können auch im beſchränkten Umfange Normal⸗ 
Pakete (Lebensmitttel, Rauchwaren, Kleidungsſtücke) für die Gefan⸗ 
genen gegen Entgelt bezogen werden. Preisverzeichniſſe ſtehen auf 
Erſordern zur Verfügung. 

Danzig im Januar 1918. 

Hundegaſſe 90. 
Königl. Preuß. Oberpräfidium. 
Hilfe für kriegsgefangene Deutiche für die Provinz Weſtpreußen. 
Im Auftrage: Dr. Heiſe. 


Anordnung 
über den Verkehr und Verbrauch von Süßſtoff. 

Auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. 
Juni 1916 (R.⸗G.⸗Bl. S. 533) und der Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen der Reichszuckerſtelle vom 28. Juni 1916 wird der Verkehr 
mit Süßſtoff (Sacharin) und der Verbrauch im Landkreiſe Thorn 
wie folgt geregelt: 
* N 8 1. En 

Haushaltungen, Armen- und Kranukenhäuſer ſowie ähnliche An⸗ 
ſtalten, die aus beſonderen Gründen mit der ihnen zuſtehenden 
Zuckermenge nicht ausreichen, erhalten auf Antrag Süßſtoff in der 
vom Kreisverteilungsamt (Landratsamt) beſtimmten Menge und Zeit 
zugeteilt. ; 
82, 

Die Abgabe erfolgt au den vom Kreisverteilungsamt jeweilig 
bekannt zu gebenden Stellen und zu den von der Reichszuckerſtelle 
feſtgeſetzten Preiſen. 5 


8 3. 
Zwecks Einſchränkung des Zuckerverbrauchs erhalten auf Antrag 
Gaſtwirtſchaftsbetriebe, Kaſinos, Kaffeehäuſer, Fremdenheime, Schank⸗ 


— 
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Februar und Speiſewirtſchaften, Vereins⸗ und Erfriſchungsräume und dergl. 


Süßſtoff zum Süßen von Kaffee, Kakao, Tee, Grog, Bowle und 

ſonſtigen Getränken in der vom Kreisverteilungsamt in jedem Ein⸗ 

zellfalle feſtzuſetzenden Menge und für den ebenfalls zu beſtimmen⸗ 

Zeitraum zugeteilt. Bäckereien und Konditoreien können Süßſtoff 

ebenfalls auf Antrag erhalten, ſofern eine Verwertung zu Backzwecken 

(Torten und dergl.) nach den geſetzlichen Beſtimmungen geſtattet iſt. 
z 84. 


Der bezogene Süßſtoff darf nur in denjenigen Haushaltungen, 
Anſtalten und Betrieben verwendet werden, für die er ausgegeben 
worden iſt. Eine Weiterveräußerung an andere Perſonen iſt verboten. 

8 5. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden nach 8 7 
des Süßſtoffgeſetzes vom 7. Juli 1902 (R.⸗G.⸗Bi. S. 253) mit 
Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 1500 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

86. | 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in 
Kraft. 

Thorn den 5. Februar 1918. 

Der Dorfigende des Ureisausſchuſſes. 


Anordnung über Reichsreiſebrotmarken. 
Auf Anordnung des Preußiſchen Landesgetreideamts vom 25. 


Jauuar 1918 R.⸗M. 510 Pr. en hierdurch folgendes beſtimmt: 


Mit Anfang Februar d. Is. gelangen Reichsreiſebrotmarken 
eines neuen Muſters und zwar Marken zu 500 g und Marken zu 
50 g Gebäck zur Einführung. 

Um ein Aufbrauchen der bisher herausgegebenen Marken zu 
ermöglichen, wird für ihre weitere Verwendung eine Uebergangsfriſt 
bis zum 15. März 1918 einſchließlich feſtgeſetzt. Mithin ſind bis 
zum 15. März einſchließlich ſowohl die Marken alten wie die neuen 
Muſters nebeneinander in Geltung, vom 10. März 1918 ab ader 
nur die Marken neuen Muſters. Marken alten Muſters dürfen 
nach dieſem Tage nur dann gegen neue umgetauſcht werden, menu 
ein Lebensmittelkartenabmeldeſchein vorgelegt wird, nach welchem der 
Reiſende über den 15. März hinaus mit Reiſebrotmarken anſtatt 
mit örtlichen Brotkarten zu ſeiner Brotverſorgung verſehen iſt. 

II. 

Bäcker, Händler, Gaſt⸗ und Schankwirte uſw. haben die bei 
ihnen eingehenden Reichs⸗Reiſebrotmarken ſofort nach Empfang: 
nahme bei der verabfolgung von Gebäck dadurch zu entwerten, 
daß ſie die einzelnen Warten, nicht die ganzen Bogen, mit 
Tinte oder Tintenſtift kreuzweiſe durchſtreichen. 

Dem Kreisverteilungsamt mit der Mehlverbrauchsnachweiſung 
eingereichte Reichs-Reiſebrotmarken werden den Bäckern uſw., zwecks 
Belieferung mit Mehl, nur dann angerechnet, wenn ſie, wie vor⸗ 
geſchrieben, entwertet find. Unentwertete Marken werden ohne 


Anrechnung eingezogen. 


III. 

Reichs⸗Reiſebrotmarken anderen Muſters als die gemäß dieſer 
Anordnung vom 15. März d. Is. ab nur allein gültigen, ſowie 
ſolche Fälſchungen, bei denen der Wertpapierunterdruck derart mangel⸗ 
haft ausgeführt worden iſt, daß die Marken für jedermann auf den 
erſten Blick als Fälſchungen erkennbar ſind, werden ebenfalls ohne 
Anrechnung eingezogen. Bäcker, Händler uſw. werden daher ausdrück⸗ 
lich darauf hingewieſen, daß ſie, um ihre eigene Schädigung zu ver⸗ 
meiden, bei Entgegennahme von Reiſebrotmarken ihr Augenmerk auf 
das Vorhandeuſein von Wertpapierunterdruck, Faſerung und Waſſer⸗ 
zeichen zu richten haben. 

IV. 

Die bisher erlaſſenen Beſtimmungen über Reichsreiſebrotmarken, 
ſoweit ſie nicht mit dem Vorſtehenden in Widerſpruch ſtehen, insbe⸗ 
ſondere die erlaſſenen Strafbeſtimmungen, bleiben in Kraft. 

Thorn den 6. Februar 1918. . 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. „ 


49 


Wer Speitelartoffeln verfüttert, verſündigt ſich 
am Vaterlande! 


Wie mir immer wieder berichtet wird, findet auch jetzt noch, 
ungeachtet des beſtehenden geſetzlichen Verbotes, eine weitgehende 


Empfänger trägt dieſer. Abweichende Regelung in Einzelfällen be⸗ 
halte ich mir vor. 

Der Entſcheidung des Schiedsgerichts nach § 4 der Verordnung 
vom 24. Februar 1917 wird durch dieſe Anordnung nicht vorge⸗ 
griffen. 5 


* 


Verfütterung von Kartoffeln, die für die menſchliche Ernährung ges 


eignet und vorbehalten ſind, ſtatt. f 
Es bedarf keines näheren Eingehens darauf, welche außer⸗ 


ordentliche Gefahr hieraus für die volksernährung erwächſt 


* 


* 
* 


und in welcher Weiſe dem Landkreis als Kartoffel⸗Lieferungsverband 
ie Erledigung feiner ohnehin ſchwer erfüllbaren Lieferungspflicht er⸗ 
chwert wird. 

Ich erſuche auch bei dieſer Gelegenheit wieder die Polizei⸗Ver⸗ 


5 waltung in Culmſee, die Herren Amtsvorſteher, Gendarmerie-Wacht⸗ 
meiſter und Feldgendarmen, bei jeder ſich bietenden Gelegenheit 


* 


enn. 
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der verfütterung von Speiſekartoffeln nachzugehen und alle 
Fälle der Zuwiderhandlung mir anzuzeigen. 
Beſtrafung wird dann ohne Rückſicht auf die Perſon erfolgen. 
Thorn den 7. Februar 1918. 
Der Landrat. 


Berlin den 2. Februar 1918. 
Der Reichskommiſſar A die Kohlenverteilung. 
tu tz. x 


Thorn den 8. Februar 1918. 
Der Landrat. 


vaterländiſcher Hilfsdienſt. 

meldepflicht bei vollendung des ſiebzehnten Lebensjahres. 
Jeder im Kreiſe Thorn⸗Stadt, Chorn⸗Cand, Briefen, Culm 

und Strasburg Weſtpr. wohnhafte männliche Deutſche oder An⸗ 
gehörige der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie, der das ſiebzehnte 
Jahr vollendet, hat ſich ſpäteſtens 2 Wochen nach dieſem Zeitpunkte 
bei dem Einberufungsausſchuſſe in Thorn, Kerſtenſtr. 24 zur 
Eintragung in die Nachweiſungen der Hilfsdienſtpflichtigen zu melden. 
Die Meldung kann perſönlich oder ſchriftlich erfolgen. Die ſchrift⸗ 


b Bekanntmachung liche Meldung geſchieht durch Abgabe der ordnungsmäßig ausgefüll⸗ 
über die vorläufige Feſtſetzung der Uebernahmepreiſe von ten vorgeſchriebenen Meldekarte an den Einberufungsausſchuß inchorn 
Brennſtoffen. gegen Aushändigung der ausgefüllten und geſtempelten Meldebeſtätigung. 


In Ausführung des § 4 der Verordnung des Bundesrats vom 
24. Februar 1917, betreffend Regelung des Verkehrs mit Kohle 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 167), verbunden mit § 1 der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 28. Februar 1917, betr. die Beſtellung eines 
Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung (R.⸗G.⸗Bl. S. 193), 
beſtimme ich: 

Iſt ein Erzeuger oder Beſitzer angewieſen worden, die Brenn⸗ 
ſtoffe einem Dritten zu überlaſſen und kommt eine Einigung über 


den Uebernahmepreis nicht zuſtande, jo hat der Empfänger dem Er⸗ 


zeuger oder Beſitzer vorläufig Zug um Zug den Tagespreis zu be⸗ 
zahlen, der für die betreffende Brennſtoffart gilt. Die Koſten der 


Wegſchaffung von dem derzeitigen Lagerort der Brennſtoffe bis zum 


Dieſe Beſtätigung iſt ſorgfältig aufzubewahren. Meldekarten find beim 
Einberufungsausſchuß oder bei der Ortsbehörde erhältlich. 

Wer die Meldung unterläßt, kann vom Einberufungsausſchuß 
mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft zu 3 
Tagen beſtraft werden. 

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis 
zu 10000 Mark wird beſtraft, wer in der Meldung wiſſentlich un⸗ 
richtige oder unvollſtändige Angaben macht. 

Thorn den 29. Januar 1918. 

der Einberufungausſchuß des Landw ehrbezirks Thorn. 
Sorge, Hauptmann. 


Ablieferung der Strohvorräte. 
Auf Veranlaſſung des Chefs des Feld⸗ 


eiſenbahnweſens iſt am 3. d. Mets. eine An⸗ 


weiſung des Herrn Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten ergangen, wonach es geſtattet iſt, in 
Zukunft gepreßtes Stroh und gepreßtes 
Heu ohne Decken zu verladen. Dieſe Anwei⸗ 
ſung wird inzwiſchen den Eiſenbahnbehörden 
und Stationen zugegangen ſein und es iſt zu 
erwarten, daß dadurch die beſtehenden Trans⸗ 
portſchwierigkeiten nicht unerheblich gemildert 
werden. 

Ich erſuche die Ortsbehörden wiederholt 
und dringend, auf die ſchleunige und vermehrte 
Ablieferung der Strohvorräte hinzuwirken und 
5 darauf hin, daß die hieſige Getreide⸗ 
handelsgeſellſchaft die Geſchäfte eines Kreis⸗ 
kommiſſionärs für die Strohlieferung über⸗ 
nommen hat. Ich erſuche deren Vermittelung 
in Anſpruch zu nehmen und ſämtliches ent⸗ 
behrliches Stroh durch die Getreidehandels⸗ 
geſellſchaft in Thorn, Seglerſtr., dem Pro⸗ 
viantamt zum Kauf anzubieten. : 

Thorn den 1. Februar 1918. 

Der Landrat. 


Ueberlaſſung von Laſtkraftwagen. 
Die Immobile Kraftwagenkolonne 971 
in Brieſen (Weſtpreußen) hat ſich bereit er⸗ 


klärt, ihre Laſtkraftwagen zur Aufuhr von 


Kohlen ꝛc. mietweiſe zur Verfügung zu ſtellen. 
Den Landwirten und Gewerbetreibenden 
des Kreiſes ſtelle ich anheim, von dem An⸗ 


5 gebot Gebrauch zu machen. Ich bemerke noch, 


— 


daß im Frühjahr zur Anfuhr von Kartoffeln 
und ſonſtigen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
in erſter Linie diejenigen berückſichtigt werden, 
welche die Wagen auch im Winter beſchäftigt 
haben. 5 
Thorn den 5. Februar 1918. 
Der Landrat. 


- 


Gemeindevorſteher für die Gemeinde 
Schillno 


Die Wahl des Beſitzers und Schöffen 
Johann Leichnitz zu Schillno als Ge: 
meindevorſteher habe ich beſtätigt. 

Thorn den 6. Februar 1918. 

Der Landrat. 


Räude. 

Unter den Pferden des Beſitzers Jo- 
hann Strobel in Gramtſchen ift« die 
Räude ausgebrochen. 

Thorn den 5. Februar 1918. 

Der Landrat. 


Räude. 

Unter den Pferden der Königlichen Do⸗ 
mäne Thorniſch Papauiſt die Räude 
ausgebrochen. 

Thorn den 5. Februar 1918. 


Der Landrat. 


Nicht amtliches. 
Die 


Meſch⸗Genoſsenſchaft 


zu Scharnau iſt durch Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 8. Januar 1918 aufgelöſt 
worden und fordern wir hierdurch die Gläu⸗ 
biger auf, ſich bei den unterzeichneten Liqui⸗ 


datoren zu melden. 
M. Pansegrau. H. Brüschke. 


Sͤgnatkartoſſeln 


(frühe Roſen, Weltwunder und andere em⸗ 
pfehlenswerte Sorten) kauft lt. Bundesrats⸗ 
verordnung 


F. Krefeldt. 
Beauftragter der Stadt Thorn. 


Sommerweizen 


zur Saat f 
I. Abſaat von Original Strube's rotem 
Schlauſt, Preis 400 Mk. pro To. ab Ko⸗ 


wroß oder Bahnhof Oſtichau in Käufers Sä⸗ 


cken, Abnahme bis Ende Februar, hat abzu⸗ 


geben 


Gutsbeſitzer Feldt, 
Kowro‘; bei Oſtichau. 


* 


ii 


Kaufe ſofort 


Grundſtück 


20—50 Morgen unweit der Stadt, guter 

Boden u. Inventar. Angebote bitte mit Be⸗ 

ſchreibung u. Preisanzahlung au 
Kazmierczak, Briefen . 


Schlachpferde Bm DR 


Koßſchlächterei W. Zenker, Thorn, 
Telephon 465. 

Bei Unglücksfällen bitte ſofort Nach⸗ 

U fomme dann mit Transportwagen 


Lehr vertrags⸗ 
Formulare 


ſind zu haben in der 
6. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei, 
Thorn. 
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Der Arlegsausſchuß 


für Oele und Fette, Berlin ſchließt 


Anbauverträge für 
Sommerölfrüchte. 


Für Sommerrübſen, Leindotter, Mohn und Senf werden außer den lohnenden 
Abnahmepreiſen 

Flächenzulagen, 
für Senf — 53 eine = 3 

Druſchprämie 
gewährt. Der Bezug von Ammoniak für die Aubauer wird vermittelt. 
Für die hieſige Gegend kann beſonders der Anbau von Sommerrübſen und 
Schließmohn für beſſere Böden, 
Senf und Leindotter für leichtere Böden empfohlen werden. 
Näheres durch den unterzeichneten Kommiſſionär des Kriegsausichufies 


DORLEIDEHARDERSDEHOT NINA Thorn 
1 1 


Aufruf zu zu verſtärktem Flachs⸗ 
anbau im Jahre 1918! 


Mehr noch als in den bisherigen Kriegsjahren iſt gerade 
in dieſem Jahr der Aubau von Flachs für Heer, Flotte und Volk 
von der allergrößten Bedeutung. Von ihm hängt nicht zum 
geringſten Grad der endgiltige Sieg unſerer Waffen über unſere 
Feinde ab. Ein jeder Landwirt müßte daher — ſoweit dieſes 
ſich in ſeinem Betriebe auch nur irgend wie durchführen ließe — 
den Flachsanbau wieder ein führen oder noch weiter auszudehnen. 

Im neuen Erntefahr iſt jedem Flachsanbauer ein Anſpeuch 
auf Lieferung von Leinwand oder Bindegarn gegen Bezahlung 
entſprechend der von ihm abgelieferten Flachsmenge eingeräumt 
worden. Ferner wird jedem Flachsanbauer auf beſonderen Antrag 
Stickſtoffdünger — auf den pr. Morgen angebauten Flachs ca 
30 Pfund — zur beliebigen Verwendung zu den jeweilig giltigen 
Preiſen geliefert. 

Die pünktliche Abnahme von Roh- und Roͤſtflachs wird 
ſeitens der Kriegs-Flachsbau-Geſellſchaft zu neu feſtgeſetzten 
erhöhten Preiſen garantiert. 

Die durch die Flachser zeugung nebenbei gewonnenen fett⸗ 
und eiweißreichen Futtermittel ſind gerade jetzt für die Laud— 
wirtſchaft von der größten Bedeutung. 

Landwirte, die in dieſem Jahre Flachs anbauen wollen, 
erhalten jede weitere Auskunft durch die 

Landwirtſchaftskammer für die Provinz 


Weſtpreußen in Danzig. 


Druck und Verlag der C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 


